
Kirchengericht 
 

für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten 
 
Evangelische Landeskirche und Diakonie in Württemberg 

 
 
 

1 AS 17/2020 D 
 
 

Beschluss vom 13. Januar 2022 
 
 
 
In der mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeit mit den Beteiligten 
 
 
1. ….. 
 - Antragstellerin - 
 
 
2. …. 
 - Beteiligte Ziffer 2 -  
 
 
 
 
 
 
hat das Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten Evangelische Lan-
deskirche und Diakonie Württemberg Erste Kammer durch den Vorsitzenden Richter am Kir-
chengericht, Herrn Ernst-Amann Schindler, und die beisitzenden Richter, Frau Hannelore 
Zinßer und Herr Gerald Bößler, aufgrund der Anhörung der Beteiligten im Kammertermin 

vom 13. Januar 2022 beschlossen:  
 
 
Der Antrag der Dienstgeberin wird abgewiesen. 
  



 

Gründe:  
 
 

I. 
 
Mit Antrag vom 21. Dezember 2021 beantragte die Antragstellerin festzustellen, dass für die 
Antragsgegnerin ein Grund zur Verweigerung der Zustimmung nach § 41 MVG.Württemberg 
zur Eingruppierung der Frau …… rückwirkend zum 1. Juli 2020 in Entgeltgruppe 2 Stufe 3 
der AVR.Württemberg nicht vorliegt.  
 
Die Antragstellerin ließ der Beteiligten Ziffer 2 am 27. November 2020 eine Übersicht zukom-
men, in der die Dienststelle …… der Antragstellerin mehrere im Rahmen der Überleitung von 
den Arbeitsvertragsrichtlinien der Diakonie Deutschland (AVR.DD) in die Arbeitsvertrags-
richtlinien der Diakonie Württemberg (AVR.Wü) seitens der Dienststellenleitung beabsich-
tigte Eingruppierungen auflistete.  
 
Die Beteiligte Ziffer 2 hat am 7. Dezember 2020 beschlossen, der beabsichtigten Eingruppie-
rung der …… in die Entgeltgruppe 2 Stufe 3 nach § 42 MVG.Württemberg in Verbindung mit 
§ 41 MVG.Württemberg die Zustimmung zu verweigern.  
 
Die Antragstellerin ist der Auffassung, dass die Verweigerung der Zustimmung zur Eingrup-
pierung der Dienstnehmerin der Beteiligten Ziffer 2 zu Unrecht erfolgt.  
 
Sie trägt hierzu vor, die Vorlage der Liste am 27. November 2020 habe die Beteiligte Ziffer 2 
richtigerweise als Antragstellung im Sinne von § 38 Absatz 2 Satz 1 MVG.Württemberg ver-
standen. Die mit E-Mail vom 7. Dezember 2020 (Anlage AST 1 zur Antragsschrift der Antrag-
stellerin vom 21. Dezember 2020) erfolgte Zustimmungsverweigerung sei jedoch zu Unrecht 
erfolgt. Soweit die Mitarbeitervertretung geltend mache, die von …… auszuübende Tätigkeit 
entspreche nicht den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppe 2 der Entgeltordnung, treffe 
dies nicht zu. Dementsprechend sei die verweigerte Zustimmung zu ersetzen.  
 
 
Die Antragstellerin beantragt,  
 

festzustellen, dass für die Antragsgegnerin ein Grund zur Verweigerung der Zustim-
mung nach § 41 MVG.Württemberg zur Eingruppierung der …… rückwirkend zum 
1. Juli 2020 in Entgeltgruppe 2 Stufe 3 der AVR.Württemberg nicht vorliegt.  

 
 
Die Beteiligte Ziffer 2 beantragt,  
 

den Antrag abzuweisen.  
 
 
Sie trägt im Wesentlichen vor, sie habe bereits ausführlich in dem Zustimmungsverweige-
rungsschreiben vom 7. Dezember 2020 begründet, warum nach Auffassung der Mitarbeiter-
vertretung eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe 3 zu erfolgen habe.  
  



 
Im Rahmen einer Individualklage einer Betreuungsassistentin der Antragstellerin habe das 
Arbeitsgericht Stuttgart mit Urteil vom 13. November 2019 (15 CA 614/19, Anlage B 1 zum 
Schriftsatz vom 30. September 2021 des Beistandes der Beteiligten Ziffer 2) festgestellt, 
dass eine Betreuungsassistentin bei der Antragstellerin in Entgeltgruppe 3 einzugruppieren 
ist.  
 
Die hiergegen eingelegte Berufung der Antragstellerin habe das Landesarbeitsgericht Ba-
den-Württemberg mit Urteil vom 19. Juni 2020 (7 AS 770/19, Anlage B 2 zum vorgenannten 
Schriftsatz) zurückgewiesen.  
 
Die hiergegen eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde der Antragstellerin habe das Bundes-
arbeitsgericht mit Beschluss vom 7. Dezember 2020 (6 AZN 686/20, Anlage B 3 zum vorge-
nannten Schriftsatz) verworfen.  
 
Aus diesen Entscheidungen ergebe sich somit nun, dass auch die betroffene Mitarbeiterin 
…… als Betreuungsassistentin in Entgeltgruppe 3 einzugruppieren sei. Auf jeden Fall habe 
die Beteiligte Ziffer 2 zurecht die Zustimmung zur beabsichtigten Eingruppierung von …… 
durch die Antragstellerin in die Entgeltgruppe 2 Stufe 5 der AVR.Württemberg verweigert.  
 
Der Beistand der Antragstellerin hat schriftsätzlich (Schriftsatz vom 23. August 2021) sowie 
ausführlich im Rahmen der Erörterung im Kammertermin geltend gemacht, dass die Ent-
scheidungen der Arbeitsgerichtsbarkeit zur Eingruppierung von Betreuungskräften in Entgelt-
gruppe 3 unzutreffend seien.  
 
Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen wird auf den  Inhalt der ge-
wechselten Schriftsätzen und der beigefügten Anlagen sowie die Protokolle über das Eini-
gungsgespräch und über den Kammertermin vom 13. Januar 2022 Bezug genommen.  
 
 

II. 
 
Der Antrag der Dienstgeberin war abzuweisen, weil dieser sich zwar als zulässig, aber unbe-
gründet darstellt.  
 
1. Der Antrag ist zulässig. 

 
Es kann davon ausgegangen werden, dass die Vorlage der Liste vom 27. November 
2020 von der Mitarbeitervertretung zurecht als Antragstellung im Sinne von § 38 Absatz 2 
Satz 1 MVG.Württemberg zu verstehen war.  
 
Die hierauf von der Mitarbeitervertretung mit E-Mail vom 7. Dezember 2020 erfolgte Ver-
weigerung der Zustimmung ist form- und fristgerecht erfolgt.  
 
Mit ihrem am 21. Dezember 2020 beim Kirchengericht (MVG) eingegangenen Antrag hat 
die Dienstgeberin die Frist des § 41 Absatz 4 MVG.Württemberg eingehalten, die aller-
dings nach Rechtsprechung des Kirchengerichthofes der EKD bei Eingruppierungen 
nicht eingehalten  werden braucht (Beschluss des Kirchengerichtshofs vom 26. Februar 
2018 - I-0124/13-2017).  
 
Der Antrag ist auch in der gemäß § 38 Absatz 4 in Verbindung mit § 60 Absatz 5 
MVG.Württemberg vorgesehenen Form gestellt. Es handelt sich um einen Zustimmungs-
ersetzungsantrag gemäß § 60 Absatz 5 MVG.Württemberg.  
 

  



 
2. Der Antrag ist allerdings unbegründet.  

 
Nach Auffassung der Kammer muss vorliegend nicht festgestellt  werden, ob die be-
troffene Mitarbeiterin …… als Betreuungsassistentin im Zuge der Überleitung von der 
AVR.DD in die AVR.Württemberg in die Entgeltgruppe 3 einzugruppieren ist.  
 
Eine entsprechende Feststellung im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens ist den Ge-
richten für Arbeitssachen vorbehalten, wie sich dies bereits aus dem Verfahrensablauf 
einer individualrechtlichen Klage einer als Betreuungsassistentin beschäftigten Arbeit-
nehmerin in dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht Stuttgart 15 CA 6014/19 ergibt.  

 
Die Kammer ist vorliegend der Auffassung, dass der Antrag der Antragstellerin bereits 
deshalb abzuweisen ist, weil nicht festgestellt werden kann, dass die Mitarbeitervertre-
tung zu Unrecht ihre Zustimmung zu der beabsichtigen Eingruppierung durch die Antrag-
stellerin in die Entgeltgruppe 2 verweigert hat.  

 
Selbst wenn man mit der Antragstellerin die Auffassung vertritt, dass die Entscheidungen 
des Arbeitsgerichts Stuttgart und des LAG Baden-Württemberg hinsichtlich der Eingrup-
pierung in die Entgeltgruppe 3 unzutreffend sind, kann die Kammer vorliegend nicht fest-
stellen, dass die Entgeltgruppe 2 im Falle von …… zutreffend ist. Die verweigerte Zustim-
mung der Mitarbeitervertretung wäre aber nur dann zu ersetzen, wenn das vorliegend 
festgestellt werden könnte. 
 
Über die Entscheidungen des Arbeitsgerichts Stuttgart und des LAG Baden-Württemberg 
hinaus hat der Beistand der Mitarbeitervertretung mit dem Schriftsatz vom 30. September 
2021 darauf hingewiesen, dass der Kirchengerichtshof der EKD mit der Entscheidung 
vom 26. Februar 2018 - I-0124/13-2017 bei der Prüfung einer Eingruppierung in den 
BAT-KF zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die dortige Betreuungskraft im Sinne des 
§ 53 c SGB XI die Merkmale der Entgeltgruppe S 3 erfülle. Der Beistand der Mitarbeiter-
vertretung hat darauf hingewiesen, dass in dieser Entscheidung - genauso wie hier - zu 
prüfen gewesen sei, ob die Qualifizierung nach § 53 c SGB XI eine „eingehende fachli-
che Einarbeitung“ darstelle.  
 
Der Kirchengerichtshof der EKD hat dies bejaht und ausgeführt, dass eine eingehende 
fachliche Einarbeitung im Betrieb der Arbeitgeberin erforderlich wäre, wenn die Mitarbei-
terin nicht die fachliche Einarbeitung bereits über die Module der Betreuungskräfterichtli-
nie anderweitig erworben hätte.  
 
Auch diese Entscheidung zeigt deutlich, dass die Mitarbeitervertretung ihre Zustimmung 
zur Eingruppierung in die Entgeltgruppe 2 zurecht verweigert hat. Gestützt wird diese 
Auffassung auch noch durch die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichtes vom 26. April 
2017 - 4 ABR 73/16 -, wo das Bundesarbeitsgericht bei der Qualifizierung nach § 4 Be-
treuungskräfterichtlinie feststellt hat, dass es sich um eine „förderliche Ausbildung“ han-
delt, die auch von einigem Gewicht sei. 

  



 
Abschließend kann somit festgestellt werden, das die Mitarbeitervertretung ihre Zu-
stimmung zur Eingruppierung von …… zurecht verweigert hat und der Antrag der An-
tragstellerin damit abzuweisen war. 

 
 

III. 
 
Eine Kostenentscheidung hat gemäß § 61 Absatz 9 MVG.Württemberg nicht zu ergehen.  

 
 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
 

(1) Gegen  diesen Beschluss des Kirchengerichts findet die Beschwerde an den Kirchenge-
richtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland (Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hanno-
ver) statt. § 87 Arbeitsgerichtsgesetz findet entsprechende Anwendung.  

 
(2) Die Beschwerde bedarf der Annahme durch den Kirchengerichtshof der Evangelischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist anzunehmen, wenn 
 
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Beschlusses bestehen, 

 
2. die Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hat, 

 
3. der Beschluss von einer Entscheidung des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kir-

che in Deutschland, einer Entscheidung eines obersten Landesgerichts oder eines Bun-
desgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 
 

4. ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem der Beschluss beruhen 
kann. 

 
Für die Darlegung der Annahmegründe finden die für die Beschwerdebegründung geltenden 
Vorschriften Anwendung. 
 
 
 
 

 
Ernst Amann-Schindler 

Vorsitzender Richter am Kirchengericht 
     
 
 
 
 
Hannelore Zinßer         Gerald Bößler 
Besitzende Richterin         Besitzender Richter 


